Nachschlagewerk: ja
Amtliche Sammlungs nein 2546 040

LG § 1 Abs. 3 Ar. 2

a) .In Abwehr der Verfolgung ist eine Handlung begangen, wenn
sie der Abwehr einer vorhandenen oder dyrohenden Verfolgung
diéente und der Handelnde den Willen hatte, durch Abwendung

- dieser Unrechismafnabme der nationalsogialistischen Gewalt-
herraschalt entgegenzuwirken.

b} Ein VerstoB gegen devisenrechtliche Vorschriften kann in
Bekdmpfung der nationalsogzialistischen Gewaltherrschaft odexr
in Abwehr dexr Verfolgung begangen sein, wenn er der uneinge-
schréinkten Hilfsbereitschaft gegenliber einem Verfolgten ent-
gprang.

Are § 6 Abs. 1 Nr. 1

Der Rottenfilbrer im NSKK war mur nominelles fiitglied einer
- F1iederung der USDAP R ,

BGH, Urt. v. 4. Febyusr 1959 - IV ZR 234/58  OLG Schleswig
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IV _ZR 234/58
Verkiinget

am 4. rebruar 1959

Romacker, Justizangestellter
als Urkundsheamter der
Geschiiftesstelle

Im Namen @& e s Volkes
In dem Entschddigungsrechisstreit

ées Landes Schleswig-llolstein, vertreten durch das Landesent-
schidigungsamt in Kiel, GartenstraBle 7,

Beklagten und Revisionskldgers,
- Progedbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. @D in GHINEED -

gegen

den Druckereibesitzer ¥Franz ¢ GHED i» D, Scr@-

-
Kldger und Revigionsbeklagten,

~ Progclbevollmiichtigter: Rechtsanwalt G i» G -

hat der IV, Zivilsenat des Buyndesgerichtshofs auf die milndli-
che Verhandlung von 28. Janusr 1959 unter Hitwirkung des Se-
vatsprisidenten Ascher und der Bundesrichter Johamnsen,

Pr. v. Werner, Wistenberg und Dr. Loewenheim

fiir Recht crkannt:

Auf diec Revision des beklagten Landes wird das Ur-
teil des 4. Zivilsenats des Schleswig-Holsteinischen Qber-
landesgerichts in Schleswig vom 19. Mirz 1958 aufgchoben
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung,
"auch iber die Kosten der Revision, an des Berufungsgericht
zuriickverwiesen.,

Von Rechts wegen



Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

Tatbestand:

S e Guh e S S W G Jaase

Der Klédger war vor der Liachtilbernahme durch den Kational-
sozielismus Alleininhaber der Druckereifirma WD & Co-
und Gesellechafter der Offenen ligndelsgesellschaft GER S Co.,
einer Druckerei in P . Im Jahre 1933 trat er in das
Nationalsczialistische Deutsche Kraftfahrerkorvs (WSKK) ein.
Er war dort voriibergehend Rottenfiihrer. Am 19. Mirz 1937 wur-
de er durch Urteil der 2. Strafkammer des Landgerichts in Flens-
burg wegen Devis eaverbrechens zu einem Jahre Zuchthaus und
10.000 RM Geldstrafe, hilfsweise weiteren drei Honaten Zuchthaus,
sowie drei Jahren Ehrverlust verurteilt. Seine Revision: vurde
durch BeschluB des Reichsgerichts vom 7. Juli 1937 als offen-
sichtlich unbegriindet verworfen. Die Zuchthausstrafe verbiiBte
der Klidger in der Zeit vom 19. Mdrz 1937 bis 19. Mérz 1938;
die Geldstrafe wurde in HGhe von 6.000. RM beigetrieben.

Die Strafkommer stellt folgender Sachverhalt fest:

"Dexr wegen Spritschmuggels vorbestrafte Angeklagte
S lcitete im Sommer 1936 einen Spritschmuggel
nsch Dénemark. Da er das Geld zur Finanzisrung dieses
Schmuggels nicht be:sas, wandte er sich an den Ange-
Klagten C@P, den er kurz vorher in einer Wirtschaft
kennen gelernt hatte. Dieser gab ilm, unter dem Ver-
sprechen der Gewinnbeteiligung, am 21. Juli 1936 in
FEID o:re Quittung einen Betrag von 6.000 RM in
deutschem Gelde. Hiervon verwandie der Angeklagte B@-
@y in Inlzxde einen Betrag von etwa 500 RM fir die
Beschaffung und Ausriistung eines Bootes. Iit diesenm
Boot fuhr er nach Gdingen (Polen) und kaufte dort
mit dem ihm verbliebenen Gelde - 5.500 RM - Alkohol.
Das Geld ibergab er dort dem Verkdufer. Eine Geneh-
migung, das Geld ins Ausland zu verbringen, hatten
beide Angeklagien nicht. Der Alkohol wurde dann auf

hoher See von einem norwegischen Dampfer libernommen.
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it der Ware fuhr der Angeklagte D@D in die Jdhe

der dénischen Insel APy um sie dort auBerhald dex
danischen Iloheitsgewiisser an einen d#nischen Fischer
abzugeben. Da dieser nicht erschien und infolge schlech-
ten Vetters der Proviant und Betriebsstoff auszugehen
drohte, fuhr der Angeklagte BEJJ» noch Sonderburg und
getzte sich mit den dédnischen Schmugglern in Verbvin-~
dung. Der Sprit wurde denn spédter an Land geschafft.
M ist von den diénischen Bohtrden gefaBt und in
Dénemark wegen Schmuggels mit 80 Tagen Gefingnis be-
straft worden."

Diesen Sachverhalt hattc der Kléger damals bestritten
und seinerseits behauptet, nach den AuBerungen des Angeklagten
B hobe er annehmen milssen, dieser werde den Sprit im Kie-
ler Preihafen von einem InlEnder kaufen. Er wurde jedoch von
der Strafkammer fiir schuldig befunden.

I1x der Polgegzeit schied der Kliger aus seinen beiden (e-
schiften aus.

Durch Beschluf des Landgerichts in Mlensburg vom 10. Junil
1948 wurde ihm Straffreiheit gewdhrt, weil er die Straftat iiber-
wiegend aus Gegnerschaft zum Nationalsozialismus begangen habe.

Der Rléger hat Entschﬁdigng fir Schaden an Freiheit,
Kérper, Gesundheit und Vermbgen sowie im beruflichen und wirt-
- schaftlichen Fortkommen durch Verdringung aus einexr selbstiin-
digen Eywerbstdtigkeit begehrt. Das beklagte Land hat ihm einec
Entschiidigung versagi, it seiner Klage hat er beantragt,

das beklagte Load zu verunricilen,

1. an ikn 1.800 DM Haltentschidigung zu zahlen,

2. die von ihm entrichtete Geldstrafe, umgestellt
auf 1.200 D¥, szuriickzuzahlen,
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3. ihm Entschidigung filr die gerichtlichen und die
notwendigen aufergerichtlichen Kosten des Straf-
verfahrens zu zahlen unter Umsiellung der Reichs-
markzahlungen auf mindestens DM 200.

4. ihm Beschidigtenrente und Kapitalentschédigung unter
Zugrundelegung einer verfolgungsbedingten Erwerbs-
ninderung von 30 % und

5. Ersatz fiir Schaden im beruflichen und wixtschaft-
lichen Portkomnen zu gawidhren.

Das beklagte Land hat beantragth,

5?i die Klage abzuweisen.

Das Landgericht hat dic Klage abgewiegen. Auf die Beru-
fung des Klidgers hat das Oberlandesgericht durch Teilurteil,
unter iAnderung des angefochtenen Urteils, das beklagte Land zuw
Zalilung von 1.800 I Haftenischédigung und 1.200 DM Entschiddi-
gung fir entrichtete Geldstrafen an den Kliéiger verurteilt und
dessen Anspruch auf Entschiddigung fir gerichtliche und notwen-
. dige auBergerichtliche Kosten des Strafverfahrens dem Grunde
o nach fir gerechtfertight erklért.,

#it dor vom Berufungsgericht zugelassenen Revision er-
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:ggf gtrebt. das beklagte Land eine Wiedegherstellung des landge-
i%:  richtlichen Urteils. Der Klager bittet um Zuriickwsisung der
%%  Revision.

vég' , Entécheidqngsgrﬁndes

Die Revigion ist begriindet.

I,

.+ Das Oberlandesgericht ist von folgenden Erwidgungen ausge—




Der Xléger habe nach § 1 Abs. 3 4iff. 2 BEG einen Entschii-
digungsanspruch,

Er habe Bastian die 6.000 Ry gegebern, um ihm die Flucht
ins Ausland vor nationalsogzialistischen Verfolgungsmafnahmen
zu erndglichen, nicht dagegzen, um daraus ein Geschift zu me-
chen, Daf dem BE# solche WaBnahmen gedroht h#tten, habe er
anmehmen xdnnen, zumal er gewuBt habe, daB dieser bercits im
Konzentrationslager gewesen sei. Tatsiichlich seien im Sonmer
1936 solche liafnahmen der Geheimen Staatspolizei gegen B
aucl im Gange gewesen. Denn ein in den Strafakten gegen diesen
befindlichel’ Vermerk der genanntein Dienststelle vom 12, Januar
1937, BEP =i nach Erledigung des gerichtlichem Verfahrern:
gwecks {berfihrung in ein Konzentrationslager festzuhalten, er-
scheine nur versténdlich, wenn, auBer der Scamuggelaffidre, neu-
es Naterial gegen ihn bei der Geheimen Staatspolizei vorgelegen
habe. Ferner sei L einige Zeit vorher, weil er wegen Ve -
weigerung des deulschen GruBles von der SS gesucht worden sei,
von seiner Pflichtarbeit auf der Insel Sylt gefliichtei und ha-
be sich auf einem Schiff im Flemnsburger Hafen verborgen ge-
halten. Soweit durch die erwdhnten Umstédnde kein vollstdndi-
ger Beweis erbracht worden sei, habe der Senat den § 176 Abs. 2
BEG zu Gunsten des Klégers zur Anwendung gebracht,

®

Der Kléger habe gegeniber der Strafkammer such die Art
seiner Hanclung, nédmlich die Hilfeleistung zur Flucht eines
Verfolgten ins Ausland, verschleiern kénnen, so daf er lecdig=
licih wegen Devigenverbrcchens verurteilt worden sei. Diese Ver-
urteilung sei eine nationalsozialistische GewaltmafBnahme; denn
die Tat sei der uneigenniitzigen Hilfsbereitschaft fir einen
‘Verfolgten entsprungen uné bBringe eine gegen den liationalso-
zialiemus gerichtete politische Uberzeugung zum Aysdruck.

Der Kldger sei auch nicht nach & 6 Abvs. 1 BEG von der
Entechidigung ausgeschlossen.,
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Allerdings habe er von 1933 bis 2u seinem - im Zusammen-
hang mit der Straftat erfolgten - Austritt, zuletzt als Rotten-~
filhrer, dem NSKK angehtrt. Als solcher seci er aber lediglich
ein nominelles Yitglied dieser Parteigliederung gewesen; denn
er habe dort kein Amt und keine Punktionaausgeiibt. Der unter-
ste Einheitsfilhrer im NSKK sei der Scharfiihrer gewesen; der
Rottenfiilhrer habe nichts zu "fihren" gehabt. Der Klidger habe
nur diejenigen Obliegenheiten, zu deren Erledigung alle I{it-
glieder vernflichtet gewesen seien, auszufiihren gehabt. Vor-
bedingung fiir die Befdrderung'zum Rottenfiihrer sei in der Re-
gel lediglich eine gewisse Dauer der kiitglicdschaft gewesen.

Nit seiner Hilfe fir einen Verfolgten, wa ihn dem Zugriff
der Geheimen Staatspolizei zu entziehen, habe der Kldger unter
Binsatz von Fpreiheit, Leib oder Leben den iationalsozialismus
aus @riinden, die den Verfolgungsgriinden des § 1 BEG entspro-
chen hitten, bekidmpft. Er sci deswegen verfolgt worden. Ein
solches menschliches Verhalten habe dem Gewaltsystem kaum ge-
ringeren Abbruch; als der aktive Kampf, geleistet.

Der Kléger habc auch einen Verfolgungsschaden erlitien.
Infolge VerbiiBung der Zuchthausstrafe konne ser eine Entschi~
digung flir Schaden an Ger Freiheit in Hohe von 150 Di fir je-
den vollen Honat, mithin insgesamt 1.800 DM, verlangen. Wegen
der in Hthe von 6.000 RM entrichteten Geldstrafe sei er, .um-
gestellt 10 ¢ 2, mit 1.200 DM 2u entschédigen. Der - seiner
Héhe nech noch streitige - Anspruch des Kldgers auf kntschidi-
gung wegen der ihm im Strafverfahren auferlegien Gerichtsko-
sten und der ihm - mindestens fiir den als Verteidiger aufge-
tretenen Rechtsanwalt - entstandenen auBergerichtlichen Kosten
sei, jedenfalls dem (runde nach gerechifertigt.

II.

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revision sind im
Ergebnis begriindet.

NI



1. Dss rilt freilich nicht von der Auffassung der Revi-
sion, -der Kléger sei als Rottenfilhrer im NSKK mehr als ein
nur nominelles Hjtglied einer @Gliederung der NSDAP i Sinne
des § 6 Abs. 1 Ziff. 1 BEG gewesen.

Nach stdndiger Rechisprechung des erkennenden Senats (Ur-
teile vom 5. Juli 1957 - IV ZR 120/57 - /Il Nr. 8 zu § 6 BEG
1956 = Hr. 1 zu § 31 a BWGSD/, vom 25. September 1957 - IV ZR
83/57 —~ /Il Kr. 9 zu § 6 BEG 19567 und vom 2. besw. 4. August
1958 - IV ZR 56/58 - /TK Nr. 19 zu § 6 BEG 1956/) kommt e¢s fiir
die Frage, ob ein Verfolgter mehr als nur nominelles Partei-
mitglied war, in erster Linie auf die T#tigkeit an, die er in
seiner Xigenschaft als Parteiangehdriger oder in engem Zusan-
menhang mit der Partei selbst entwickelt hat, sowie auf seinc
Stellung im Aufbau des Parteiapparats. Danach ist nominelles
Hitglied derjenige, der nur dem Namen nach der Partei ange-
horte, 2lso nur buchméfiges HMitglied war und sich auf die Zah-
lung voa Litgliedsbeitrdgen und die Teilnahmo an Pflichtversamni-
lungen oder -vsranstaltungen beschrénkte, nicht mchr dagegen
derjerige, der irgendwelche Amter oder sonstige Funktionen,
etwa die cines Scharfiihrers oder Block- und Zellenleiters,
bei der Partei odaer einer ihrer Gliederungen cusiibte und auf
diese Yeise deren Gewaltherrschaft durch aktives H-ndeln for-
derte. Bs ist rechtlich zutreffénd, versttt insbesondere auch
nicht gegen Exfahrungssitze, wenn das Oberlandesgericht eine
lediglich nominelle Hitgliedschaft bei dem Rottenfiihrer im
HBXX unter Hinweis darauf bejeht, der Klidgor habe als solcher
nicht mehr als die auch allen iibrigen NSKK-liitgliedern oblie-
genden Angelegenheiten zu crledigen gehabt. Sovieit das beklag-
te Land hierzu vortrdgt, der Kldger sei mit der gesamten Orx-
ganisationstédtigkeit fiir das NSKK in seinem Bezirk betraut ge-
wegen, kann es mit diesem auf tatsdchlichem Gebiet liegenden
neuen Vorbringen in der Revisionsinstanz nicht gehdrt werden. -

]
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2. Das Qberlandesgericht hat weiterhin auch ohne Rechts-
irrtum die Worte "Verfolgungsgriinde des § 1 BEG" in § 6 Abs. 1
Rr. 1 BEG ausgelegt. '

Dic Revision neint zwar, das angefochtene Urteil verken-
ne den Unterschied zwischen § 6 Abs. 1 Kr. 1 und § 1 Abs. 3
¥r. 2 BEG; denn wer selbst Mitglied der NSDAP oder einer ih-
rer Glisderungen gewesen sei, kdnne diese Belastung nur durch
eine gegen den Nationalsozialismus gerichtete eigene aktive
Pavigkeit,nicht aber dadurch ausgleichen, daB er einem ande-
ren Verfolgien behilflich sei, sich der Verfolgung zu entzie-
hen, und dabei den politischen Grund dieser Handlungsweise zu
verbergen wisse., Wie der Senat in seinem Urteil vom 25. Januar
1957 - IV ZR 199/56 — (LM Nr. 4 zu § 6 BEG 1956 = Nr. 7 zu § 1
BEG 1956) ausgesprochen hat, sind "Verfolgungsgriinde des § 1"
im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr# 1 BEG nicht nur diejenigen des Abs. 1,
sondern auch die der Abs. 2 und 3 des § 1 BEG.

5. D s Urteil des Oberlsndesgerichts kann aber nicht be-
stehen bleiben, weil die Annahme, der Kl#dger habe im Sinne des
§ 1 Abs. 3 Hr. 2 B.G das ihnm gur Last gelegte Devisenverbrechen
in Bek@mpfung der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft oder
in Abwehr der Verfolgung des Fischers B@Jj® begangen, aber
den Beweggrund dieser Handlung verbergen kidnnen, im Ergebnis
auf Rechtsirrtiimersn beruht.

a) Unbegriindet sind die Angriffe der Revision allerdings
insoweit, als sie sich gegen die eigentliche Auslegung des
§ 1 Abs., 3 Hr. 2 BEG durch das Oberlandesgericht wenden. Diese
Bestimmung hat der Bundestagsausschuf fiir Fragen der Wieder-
gutmachung neu eingefiigt, um auch dem Fald gerecht zu werden,
da der Geschiidigte eine Handlung begangen hat, die zwar eine
allgeneine Rechtsnorm verletzte, deren Ziel aber die Bekémpfung
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft war. Hier hat
zwar der Verfolger in der Regel den Beweggrund der Handlung
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nicht erkanut, der CGeschidigte aber aus echten politischen Grin-
den gehandelt (Bundestagsdrucksache 2. Wahlperiode 1953 Nr.2382
8. 3),

aa) Die Revision meint, der Begriff des "Bekémpfens" set-
ze cine eigene,aktive Kampfstellung des Kl¥gers gegen den Fatio-

nalsozialismus voraus; es geniige nicht, wenn der Kléger ledig- :ﬁ
lich der Fischer BEJJip mit Geld unterstiitzt habe, um ihm die
Flucat irs Ausland su erleichtern. ' k

Nach der Rechtsprechung des Semats (Urteil vom 9. Juli 1956 | °
- IV ZR 37/58 -, Iil Er. 18 zu § 6 BEG 1956) kann ein "Bekémp- 3
fen" des Hationalsozialismus nur eine Hgndlung sein, die iiber 3
das hinausgeht, was schon nach den zur Zeit der natiomalsozia- R

listischen Herrschaft geltenden gesetzlichen Bestimmungen von
jedem Staatsbiirger allgemein verlangt wurde. Der Begriff er-

fordert fermer, déB jemand auf Grund seiner Gegnerschaft zum w5t
Nationalsozialismus [fandlungen vorgenommen hat, die vom dama- >
ligen Standpunkt aus geeiguet waren, der Herrschaft des Watio- =
naelsozialismus Abbruch zu tun oder zumindest ihre schlimmen

Folgen in beachtenswerter Vieise zu mildern (Urteil vom 12. Fe- &4
bruar 1958 - IV ZR 258/57 -, I¥ NWr. 15 zu § 6 BEG 1956). Wie ¥4
der Senat weiter ausgesprochen hat (Urteil vom 24, November ?ﬁ
1956 - IV %R 189/56 -, I3 Kr. 2 zu § 6 BEG 1956 = RzV 1957, %3

55 Rr. 43), kénnen die Voraussetzungen des "Bekidmpfens" auch
vorliegen, wenn jemand unter Versto gegen die nationalsozia-
listischen Verbote, insbesondere gegen strafrechtliche Normen '
(Urteil vom 6. April 1955 - IV ZR 264/54 -, RzW 1955, 216 Nr.27),

Verfolgten ifilfs zukommen lieB. Ein VerstoB gegen devisenrecht-
liche Vorschrifiten kann dann den Begriff des "Bekdémpfens" er- Z
fitllen, wenn er der uneigenniitzigen Hilfsbereitschaft gegen- r4
Uber einem - etwa durch nationalsozialistische GewaltmaBSnah- '

men zur Auswanderung gezwungenen - Verfolglien entsprang (van

Dam,Ti008, Bundesentschidigungsgesetz,§ 1 BEG, Anm. % Buchst. b
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S. 52, Buchst. g $S. 60). Der Kldger wendet sich mit Recht ge-
gen die in der Revisionsbegriindung rechtsirrig hierzu erhobene
gusdtzliche Forderung, es sei in einem solchen Palle notwendig,
daB der Fluchtendec nach seiner Einstellung und bisherigen Ti-
tigkeit im Inlande eine aktive Tatigkeit gegen den Hationalso-
zialismus auch vom Auslande her habe erwarten lassen.

bb) "In Abwehr der Verfolgung begangen" ist, wie Blessin/
Wilden/Bhrig (Bundiesemtsch#édigungsgesetze, 2. Aufl., § 1 BEG,
Amm. 57, S. 195; vgl. auch: van Dam/Loos,pwicedrischidigurgsg esctz,
§ 1, Aom. 11, S. 74) zutreffend ausfiihren, eine Handlung, wenn
nationalsozialistische UnrechtsmaBnahmen von sich oder einem
gnderen abgewendet werden sollten. Objektiv erforderlich ist
also, daB es sich um Abwehrhandlungeﬁ gegeniiber -einer - nicht
notwendig der eigenen - tatsédchlich vorhandenen oder jedenrall s

drohender: Verfolgung handelte; der Regelfall wird scgar der sein,

deB dadurch Dritte vor VerfolgungsmaBnahmen geschiitzt werden
sollten. Subjekxtiv mu8 festzustellen sein, daR der Geschddigte
mit dem Willen gehandelt hat, dadurch, daB er diese Unrechts-
mafnahme von den Verfolgten abwenden wollte, den Zielen der na-
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft entgegenzuwirken.,

b) Der Revision ist aber darin zuzustimmen, daB die hier- .

zu erforderlichen tatsidchlichen Feststellungen von dem Oberlan-
desgericht nicht sémtlich verfahrensméBig einwandfrei getrof-
fen worden sind.

‘aa) Dag Oberlandesgericht hat ausgesprochen, der Senat
habe auf Grund der Beweisaufnahme die sichere Uberzeugung ge-
wonnen, da8 der Kliger dem Zeugen BEjp die 6.000 RM gegeben
habe um diesem die Flucht vor nationalsozialistischen Verfol-
gungsmafnahrien ins Ausland zu ermdglichen, nicht aber; um ein
Geschift daraus zu machen. Es kann bereits zweifelhaft sein, ob
diese Feststellung hinreichend begriindet ist. Aus den Akten und
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Beiakten, welche zum Gegenstande der miindlichen Verhandlung
des Berufungsgerichts gemscht worden sind, ergibt sich folgen-
dess ’

Bei seiner Verrnemmung durch die Zollfahndungszweigstelle
in Flensburg am 30. September 1936 (Bl. 96 R — 97 R der Straf-
akten 2. XLs. 4/37 der Staatsanwaltschaft Flensburg) hat der
Kldger erklidrt, er habe damit gerechnet, da8 nicht nur die
hergegebenen 4.000 R¥ (nach seiner Vernehmung durch die glei-
che Stelle am 18. Dezenber 1936, Bl. 100 der gen. Strafakten:
6.000 R¥), sondern aucl: noch der mit dem Spritgeschiéft verbun-
dene Verdienst wieder in Deutschland eingefithrt werden wiirde.
Anfénglich habe BEP sesagt, er - der Kliger - konne dabei
2.000 éKr. verdienen; als er danir spdter auf Riickgabe des Gel-
des gedrdngt habe, habe B@® ihn demit beruhigt, daB er bis
4.000 dKr. verdienen kdnnte. In der Klageschrift (Bl. 1 R GA)
hat der Klidger ausgefiihrt, es konmne dahingestellt bleiben, obd
das Geld darlehensweise oder etwa als minlage einer Gelegen-
neitsgesellschaft gegeben worden sei. Das ILgndgericht hat in
geinen Urteil (B1l. 28 GA) betont, die Hilfe, die der Kliiger
den BEJID scwiéhrt habe, konne als eine solche zur Abwebr ne-
tionalsozialistischsr Verfolgung von einen Dritten . nicht angce-
sehen werden. Venn dexr Kléger, wie er heute selbst zugebe, dem
@ das Geld nur fiir acht Tage und gegen 6 % Zinsen gelie-
hen habe, so ergebe sich darsus, da8 es ihm nicht so sehr dar-
auf angekonmen sei, den BEEJip der Verfolgung zu entziehen,
als sich vielmehr an einem geschiéftlichen Vorhanden des BEJID
zu beteiligen. In seiner Berufungsbegriindung (Bl. 48 FGA) hat
der Kléger angegeben, er habe die Erwartung gehebt, dafi er im
Falle des Gelingers des Spritgeschéfts die 6.000 RH zurilickbe-
kommen oder vielleicht auch einen angemessenen Gewinn erhalten
wiirde. SchlieBlich hat B selbst bei seiner eidlichen Ver-
nehmung vor dem Oberlandesgericht (B. 79 GA) auch nur ausge-
sagt, es sei von einer Gewinnbeteiligung des Kldgers nicht ge-
sprochen worden,
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Bei dieser Sachlage hitte sich das Oberlandesgericht da-
mit auseinandersetzen miissen, wieso es dennoch der Hberzeugung
sein konnte, der Xliger habe den Zeugen BEEEN® dic 6.000 R
gegeben, um diesem die Flucht vor nationalsozialistischen Ver-
folgungsmaBnahmen ins Ausland zu ermbglichen, nicht aber, um
ein Geachidfi daraus zu hachen, umso mehr, alg es-sich trotsz

. dieser "sgicheren Uberzeugung" spiter zur Anwendung des § 176

Abs. 2 BEG gendtigt gesehen hat.

bb) Rechtlich bedenklich ist fermer die Feststqllung des
Qberlandesgerichts, Bastian sei zur Zeit des Geldempfanges vom
Kliger tatsdchlich auch politisch verfolgt gewesen.

Die Revision beanstandet mit Recht, da8 das Berufungs-
gericht zur Schliefung etwaiger Beweisliicken besziliglich der Ver-
folgung des BEEEE ohne nihere Begriindung auf die Vorschrifi
des § 176 Abs. 2 BEG verweist. Es kommt dabei nicht darauf an,
ob m infolge der Lage, in die er durch nafionalsoziali-
stische Gewalitmafnahmen geraten sei, fir seine damalige Ver-
folgung keinen vollstiindigen Beweis erbringen kann, sondern ob
der Kldger durch irgendwelche nationalsozialistische GewaltmaB-
naimen, die nicht gegen ihn gerichtet zu sein brauchen, in eine
gewisse. Beweisnot gelangt ist. Das hat das Oberlandesgericht
auch nicht verkannt. § 176 Abs. 2 S. 1 BEG 1#Bt die Feststel-
lung einer Tatsache unter Wirdigung aller Umst#nde zu Gunsten
des Kligers nur dann zu, wenn der Bewels fiir diese Tatsache
infolge der Lgge, in die der Xliger durch nationalsozialisti-
sche GewalimaBnabmen geraten ist, michit vollstindig erbracht
werden konn. Gemi8 Satz 2 aa0 ist ebenso nur dann zu verfah- °
ren, wenn Urkunden verlorengegangen, Zeugen verstorben oder
unauffindbar sind oder die Vernehmung des Xlédgers oder eines
Zeugen mit Schwierigkeiten verbunden ist, die in keinem Ver-
hgltnis zu der Bedeutung der Aussage stehen. Begeniiber diesen
bereits vom @Gesetz in allen. Einzelheiten normierten Vorausset-
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zungen fiir die Anwendung des § 176 Abs. 2 BEG beschrinkt sich
das Berufungsgericht ohne nihere Begrindung auf die blofSe
Feststellung, “soweit durch die erwédhnten Umsténde kein voll-
stindiger Beweis erbracht worden sei, habe der Senat § 176 Abs.2
BEG zu Gunsiten des Kliagers zur Anwendung gebracht". Nach stiin-
diger Rechisprechung des erkennenden Scnats (Urteil vom 12. Fe-
bruar 1958 - IV 2R 272/57 -, T Rr. 3 zu § 176 BEG 1956 = RzVW
1958, 182 Hr. 23) kann die in der genannten Vorschrift vorge-
sehene Beweiserleichterung nicht schon bei einer blosien Ver-
mutung, sondern nur dann Platz greifen, wenn eine iiberwiegen-
de ¥Wahrscheinlichkeit fiir das Vorliegen der zu beweisenden Tot-
sache gegeben ist. In dem angefochtenen Urteil febhlt es an al-
len Peststellungen dafiir, inwiefern nach der Auffassung des Be-
rufungsgerichts iiberhaupt Beweisliicken vorliegen und werum der
Klager aus den in § 176 Abs. 2 §. 1 aa0Q angefilhrten Gyiinden
suBerstonde sei. den vollen Beweis fiir die von ihm behauvtete
politische Verfolgung des- Fischers Bastian zu filhren,
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Aus diesern Griinden ist das angefochtene Urteil aufzuhe-
ben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung
an das Berufungsgericht zurilickzuvervicisen, ohne daf es eines
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Eingenens auf die weiteren Angriffe der Revision, insbesondere
die Riige rechitsirrtiimlicher AuBerachtlassung des § 7 BEG, im
einzelnen bedarf.

Ascher Johannsen . v. Werner
Wiistenberg Dr. Loewenheim

- gy e e e = oF VS b =it PR gt oDl oo S s S o

= mYTTTCR LT

T et AAS L Bl .



	ISJSLZSi&ä

	- 3 -


	I.

	UV

	- 7 -


	ui.



